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    Bundesfinanzhof klärt Zeitpunkt der 
Zuordnung zum Unternehmensver-
mögen 

 
Kernaussage 

Unternehmer können die Vorsteuer aus dem Erwerb eines 

gemischt genutzten Grundstücks geltend machen, sofern 

sie dieses dem Unternehmensvermögen zuordnen. Die 

Zuordnungsentscheidung muss im Zeitpunkt des 

Leistungsbezugs erfolgen. Umstritten war bisher, bis zu 

welchem Zeitpunkt diese Zuordnungsentscheidung 

gegenüber dem Finanzamt offen zu legen ist. Die 

Finanzverwaltung verlangte dies schon mit Abgabe der 

Voranmeldungen. Der Bundesfinanzhof ist jedoch anderer 

Auffassung. 

 

Sachverhalt 

Der als Bezirksschornsteinfeger unternehmerisch tätige 

Kläger und seine Ehefrau errichteten im Jahr 2003 ein 

Gebäude auf einem ihnen jeweils hälftig gehörenden 

Grundstück. 41,5 % der gesamten Nutzfläche entfielen auf 

das vom Kläger für sein Unternehmen genutzte Büro, der 

Rest war eigene Wohnfläche der Eheleute. Der Kläger 

aktivierte in seiner Bilanz für das Jahr der Errichtung den 

betrieblich genutzten Gebäudeteil nur mit Nettowerten; die 

in diesem Jahr in Rechnung gestellten Vorsteuern erklärte 

er erstmals und vollständig in seiner am Ende des 

Folgejahres (Streitjahr 2004) beim beklagten Finanzamt 

eingegangenen Umsatzsteuererklärung für 2003. Die im 

Streitjahr entstandenen Vorsteuern machte der Kläger 

ebenfalls nicht im Rahmen der Voranmeldung, sondern erst 

in der Jahreserklärung 2004 geltend. Die Parteien stritten 
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fortan darüber, ob der Kläger eine rechtzeitige 

Entscheidung zugunsten einer Zuordnung des Gebäudes 

zu seinem Unternehmen getroffen hatte. 

Entscheidung 

Nach Ansicht der Bundesfinanzrichter reicht es aus, wenn 

die Zuordnungsentscheidung in der Jahreserklärung 

dokumentiert wird. Dies gilt aber nur, wenn die Erklärung 

innerhalb der gesetzlichen Abgabefrist, d. h. bis zum 31.5. 

des Folgejahres, abgegeben wird.  

 

Konsequenz 

Das Urteil stellt für die Betroffenen und deren Berater 

zunächst eine erhebliche Vereinfachung dar, da nun die 

Gefahr gebannt ist, durch mangelnde Dokumentation der 

Zuordnung im Rahmen der Voranmeldungen den 

Vorsteuerabzug zu verlieren. Zu beachten ist allerdings 

Folgendes: Das Urteil betrifft die Rechtslage vor 2011 

(Seeling-Modell). Ab 2011 ist es nicht mehr möglich, 

zunächst den kompletten Vorsteuerabzug für das gesamte 

Gebäude vorzunehmen, sondern nur noch, soweit dieses 

zu Umsätzen genutzt wird, die einen Vorsteuerabzug 

zulassen. Dennoch sollte unverändert das komplette 

Grundstück dem Unternehmensvermögen zugeordnet 

werden. Dies ermöglicht später noch einen anteiligen 

Vorsteuerabzug, wenn die unternehmerische Nutzung des 

Grundstücks ausgeweitet wird. Die Dokumentation der 

Zuordnungsentscheidung ist daher unverändert wichtig und 

muss zwingend bis zum 31.5. des Folgejahres erfolgen. 

Danach ist sie nicht mehr möglich. Fristverlängerungen, die 

zur Abgabe der Umsatzsteuerjahreserklärung gewährt 

werden, sind insoweit irrelevant. Auch ist es nicht möglich, 

bis zur formellen Bestandskraft des ergehenden 

Umsatzsteuerbescheides, die getroffene 

Zuordnungsentscheidung zu ändern. In der Praxis werden 

die Erklärungen häufig erst nach dem 31.5. des 

Folgejahres erstellt. Hier muss die 

Zuordnungsentscheidung dann dem Finanzamt, z. B. durch 

ein separates Anschreiben, bis zum Ablauf der Frist 

mitgeteilt werden. Unabhängig hiervon kann 

Steuerpflichtigen nur geraten werden, schon bei Planung 

einer Investition in eine Immobilie steuerlichen Rat 

einzuholen. Nur so können irreversible steuerliche Schäden 

vermieden werden. Die zu späte Zuordnung zum 

Unternehmensvermögen ist nur eine von vielen möglichen 

Fehlerquellen. 
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   Vorsicht bei Vermietung zwischen 

Ehegatten 

Kernaussage 

Aktuell hatte sich der Bundesfinanzhof (BFH) wieder einmal 

mit einem umsatzsteuerlichen Dauerbrenner zu befassen: 

Wenn 2 Ehegatten ein Haus errichten und einer der Ehe-

gatten einen Teil des Hauses unternehmerisch nutzen will, 

stellt sich die Frage, wie der Vorsteuerabzug optimiert 

werden kann. 

Sachverhalt 
Die Kläger (Ehegatten) errichteten ein Haus auf einem dem 

Ehemann sowie der Ehefrau jeweils zur Hälfte gehörenden 

Grundstück. Ca. 40 % des Gebäudes nutzte der Ehemann 

als Büro, den Rest nutzten die Ehegatten privat. Die 

Ehefrau vermietete ihren (zivilrechtlich) hälftigen 

Miteigentumsanteil unter Option zur Umsatzsteuer an ihren 

Ehegatten. Ziel der Vermietung war es, den Abzug der 

Vorsteuer für die Grundstücksteile zu erreichen, die der 

Ehefrau zuzurechnen waren (Seeling-Modell). Für den 

Ehemann sollte so keine zusätzliche Belastung entstehen, 

da er zum Vorsteuerabzug berechtigt war. Strittig war 

zunächst nicht der Vorsteuerabzug, sondern die Ermittlung 

der Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer für die 

Eigennutzung der privaten Räume. Die hiergegen 

gerichtete Klage hatte vor dem Finanzgericht keinen Erfolg, 

weil dies den Vorsteuerabzug grundsätzlich in Frage stellte, 

da die notwendige Zuordnung zum 

Unternehmensvermögen zu spät erfolgt sei. Der Fall 

landete daraufhin beim BFH. 

Entscheidung 

Entgegen der Vorinstanz kommt der BFH zu einem 

Ergebnis, das nicht nur die Ehegatten überrascht haben 

dürfte. Laut Ansicht der Richter lag umsatzsteuerlich 

überhaupt keine Vermietung zwischen den Ehegatten vor, 

weil dem Ehemann nicht vermietet werden konnte, was ihm 

zuvor schon geliefert wurde. Der BFH bezieht sich dabei 

auf ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH), 

wonach in solchen Fällen schon mit der Herstellung bzw. 

Anschaffung des Objekts eine Lieferung direkt an den 

Unternehmerehegatten erfolgt, sofern dessen 

unternehmerische Nutzung (hier: 40 %) nicht seinen 

Miteigentumsanteil (hier: 50 %) übersteigt. 
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Konsequenz 

Die Ehefrau wurde durch die zivilrechtliche Vermietung 

nicht zur Unternehmerin. Da sie jedoch Umsatzsteuer in 

Rechnung gestellt hatte, schuldete sie diese auch. Ihrem 

Ehemann stand jedoch kein Vorsteuerabzug hieraus zu. 

Allein das im Revisionsverfahren geltende Verböserungs-

verbot verhinderte letztendlich noch Schlimmeres für die 

Ehegatten. Für die Praxis ist zu beachten, dass die vorlie-

gende Gestaltung zumindest vor Ergehen des EuGH-

Urteils nicht unüblich war. Für die Zukunft sollte von sol-

chen Gestaltungen Abstand genommen werden. Allerdings 

ist unklar, ob der BFH zu dem gleichen Ergebnis gekom-

men wäre, wenn die Vermietung durch die 

Miteigentümergemeinschaft erfolgt wäre. 

 

3 
    Physiotherapeuten: Nicht jede 

Massage ist steuerfrei 

 

 Kernaussage 

Heilberufliche Leistungen sind nur von der Umsatzsteuer 

befreit, wenn sie ein therapeutisches Ziel verfolgen. Leis-

tungen, die lediglich der Wellness oder der Steigerung des 

allgemeinen Wohlbefindens dienen, fallen nicht hierunter. 

Konsequenzen  

Physiotherapeuten müssen sich darauf einstellen, dass die 

Finanzverwaltung die genannten Vorgaben überprüfen 

wird. Hierbei fordert der Fiskus, dass die Steuerbefreiung in 

jedem Einzelfall nachzuweisen ist. Dies dürfte insbesonde-

re für die ärztlichen Verordnungen gelten. Die entspre-

chenden Unterlagen sind daher aufzubewahren. Soweit 

steuerpflichtige Umsätze vorliegen, bedeutet dies nicht 

zwingend, dass auch Umsatzsteuer abzurechnen und ab-

zuführen ist. Sofern die Umsatzgrenze für Kleinunterneh-

mer (17.500 EUR) nicht überschritten wird, kann dies un-

terbleiben. Soweit Umsatzsteuer entsteht, ist zu berück-

sichtigen, dass korrespondierend hierzu das Recht auf 

Vorsteuerabzug entsteht. Der Vorsteuerabzug ist jedoch 

nur möglich, wenn ordnungsgemäße Eingangsrechnungen 

vorliegen. Hierauf sollte geachtet werden, wenn nicht mit 

Sicherheit ausgeschlossen werden kann, dass Umsatz-

steuer entsteht. 
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    Keine Arbeitnehmer-Haftung bei 

Strafanzeigen gegen Arbeitgeber 

 
Kernfrage/Rechtslage 

Sogenanntes "Whistleblowing", das öffentliche Bekanntma-

chen von Missständen beim Arbeitgeber, ist von dem Recht 

auf freie Meinungsäußerung umfasst, so dass eine darauf 

gestützte fristlose Kündigung unbegründet sein kann. So 

hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte jüngst 

Arbeitnehmer geschützt, die ihren Arbeitgeber berechtig-

terweise "an den Pranger" gestellt haben und dafür gekün-

digt wurden. Das Landesarbeitsgericht Hamm hatte nun-

mehr darüber zu entscheiden, ob ein Arbeitnehmer, der 

seinen Arbeitgeber ungerechtfertigter Weise wegen Miss-

ständen beschuldigt, für diejenigen Schäden aufkommen 

muss, die sein Arbeitgeber dadurch erlitten hat 

Sachverhalt 

Nach einer Kündigung gegenüber einer Ärztin gingen ge-

gen die Klinik und den Klinikleiter, gestützt auf interne Fak-

ten, anonyme Anzeigen wegen fahrlässiger Tötung bei 

Polizei, Staatsanwaltschaft und Presse ein. Die Vorwürfe 

waren haltlos; Straftaten nicht zu beweisen. Der Klinik 

entstand ein Schaden in Millionenhöhe. Im Rahmen der 

Ermittlungen stellte sich heraus, dass der Lebensgefährte 

der gekündigten Ärztin die anonymen Anzeigen verfasst 

hatte. Mit ihrer Klage machte die Klinik einen Teil des 

Schadens gegen die Ärztin und ihren Lebensgefährten 

geltend und verlor. 

Entscheidung 

Das Landesarbeitsgericht sah keine Haftungsgrundlage für 

die Arbeitnehmerin und den Lebensgefährten, ließ aller-

dings die Revision zum Bundesarbeitsgericht wegen 

grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zu. Zur Be-

gründung führte es aus, dass es an einer ausreichenden 

Kausalität fehle. Arbeitnehmerin und Lebensgefährte hätten 

nicht damit rechnen müssen, dass der Fall in dieser kon-

kreten Weise in die Öffentlichkeit getragen würde. Im Übri-

gen sei die Erstattung einer Strafanzeige ein rechtlich ge-

schütztes Verhalten, das nur bei Mutwilligkeit oder völliger 

Haltlosigkeit ein kausales pflichtwidriges Verhalten darstel-

len und zum Schadensersatz führen könne. 

Konsequenz 

Sollte der Fall in die Revision gehen, wird sein dortiger 

Ausgang mit Spannung abzuwarten sein. Einstweilen kann 

sich der Strafanzeige erstattende Arbeitnehmer (wirtschaft-

lich) sicher fühlen. Im Zusammenspiel mit der Entscheidung 
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  Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ver-

wundert die Entscheidung allerdings, weil sich die Rechts-

lage - verkürzt dargestellt - so verhält, dass der berechtigt 

Strafanzeige stellende Arbeitnehmer vor Kündigung ge-

schützt ist und der unberechtigt Strafanzeige stellende 

Arbeitnehmer keine wirtschaftlichen Folgen zu fürchten 

braucht. 
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   Kein steuerbegünstigter Veräuße-

rungsgewinn trotz "Praxisverkauf" 

 
Kernproblem 

Veräußert ein Unternehmer seinen Betrieb, wird ein daraus 

entstehende Gewinn tarifbegünstigt besteuert, wenn alle 

wesentlichen Betriebsgrundlagen in einem einheitlichen 

Vorgang auf einen Erwerber übertragen werden und damit 

die gewerbliche oder freiberufliche Betätigung des Veräu-

ßerers endet. 

Sachverhalt 

Der Kläger ist Facharzt für Orthopädie und Inhaber einer 

angemieteten Praxisklinik mit voll ausgestatteten Operati-

onsräumen. Seine Tätigkeit beschränkte sich auf die 

Durchführung von Kniegelenksoperationen. Er veräußerte 

die Praxis ohne das Inventar sowie seine Patientenkartei 

an einen Berufskollegen. Der Erwerber sollte auch in den 

bestehenden Mietvertrag für die Räume eintreten, was 

dieser aber ablehnte. Der Kläger eröffnete in der Nähe eine 

neue Privatpraxis, in der er sich schwerpunktmäßig der 

klassischen Orthopädie zuwandte. Operative Eingriffe in 

vermindertem Umfang führte der Kläger weiter in seinen 

alten Praxisräumen, deren Mietvertrag noch bestand, 

durch, da die neue Praxis selbst über keine Operationssäle 

verfügte. Das beklagte Finanzamt behandelte den Gewinn 

aus dem "Praxisverkauf" als laufenden Gewinn mit der 

Begründung, der Kläger gehe weiterhin der gleichen freibe-

ruflichen Tätigkeit nach und habe diese nicht in dem bishe-

rigen örtlichen Wirkungskreis eingestellt. 

 

Entscheidung 

Das Finanzgericht (FG) Hamburg folgte der Ansicht des 

Finanzamtes. Die begünstigte Veräußerung einer Praxis 

setzt voraus, dass alle wesentlichen vermögensmäßigen 

Grundlagen auf den Erwerber übertragen werden. Hierzu 

zählen in erster Linie die Beziehungen des Praxisinhabers 

zu seinen bisherigen Patienten. Eine Übertragung ist nur 

dann gewährleistet, wenn der Veräußerer seine Tätigkeit in 

dem bisherigen örtlichen Wirkungsfeld wenigstens für eine 

gewisse Zeit aufgibt und somit nicht in Konkurrenz zu der 

übertragenen Praxis tritt. Der Kläger hingegen eröffnete 

seine neue Praxis in unmittelbarer Nähe zur bisherigen 

Tätigkeitsstätte. Zudem veränderte er sein bisheriges Tä-

tigkeitsfeld nicht grundlegend. Nach Auffassung des FG 

stellt der Wechsel von der operativen hin zur klassischen 

Orthopädie jedenfalls keine wesensmäßig veränderte Tä-

tigkeit dar. Dass der Kläger seine Patientenkartei veräußert 

hat, reicht für die Annahme einer tarifbegünstigten Besteu-

erung des Gewinns nicht aus. 

 

Konsequenz 

Eine tarifbegünstigte Betriebsveräußerung setzt nicht vo-

raus, dass der Veräußerer im bisherigen räumlichen Wir-

kungsbereich jedwede unternehmerische oder freiberufli-

che Tätigkeit einstellt. Bei Aufnahme einer neuen Tätigkeit 

muss diese aber von der bisherigen wesensverschieden 

sein. Die Rechtsprechung hat wesensverschiedene Tätig-

keiten bei Ärzten z. B. nicht angenommen in Fällen eines 

Wechsels von einer allgemeinmedizinischen Praxis in eine 

Praxis für Naturheilkunde oder von einer Tätigkeit als 

Zahnarzt in den Bereich der Kieferchirurgie. 
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    Ausschluss von Kindern besser 
verdienender Eltern aus Familien-
versicherung ist verfassungsgemäß 

 

Kernaussage 

Kinder miteinander verheirateter Eltern von sind von Ge-

setzes wegen von der beitragsfreien Familienversicherung 

ausgeschlossen, wenn das Gesamteinkommen des Eltern-

teils, der nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, 

höher ist als das des Mitglieds und bestimmte, im Gesetz 

festgelegte Einkommensgrenzen übersteigt. Durch die 

Regelung werden verheiratete Elternteile bei Vorliegen der 

einkommensbezogenen Voraussetzungen gegenüber un-

verheirateten Elternteilen schlechter gestellt, da bei ihnen 

ein solcher Ausschluss nicht erfolgt. Das Bundesverfas-

sungsgericht hat 2003 entschieden, dass die Ausschluss-

regelung mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Diese Recht-

sprechung wurde nun bestätigt. 

Sachverhalt 

Die Beschwerdeführerin ist in der gesetzlichen Kranken-

versicherung pflichtversichert und mit einem selbstständi-

gen Rechtsanwalt verheiratet, der wie die 4 gemeinsamen 

Kinder (die weiteren Beschwerdeführer) privatversichert ist. 

Die Beschwerdeführer begehrten die Feststellung, dass die 

Kinder im Wege der Familienversicherung beitragsfrei in 
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der gesetzlichen Krankenversicherung über ihre Mutter 

mitversichert seien. Ihre gegen die Ablehnung der Kran-

kenkasse erhobene Klage blieb vor den Sozialgerichten 

erfolglos. Auch die Verfassungsbeschwerde vor dem Bun-

desverfassungsgericht war unbegründet. 

 

Entscheidung 

Das Bundesverfassungsgericht hält an seiner Recht-

sprechung fest, dass die Ungleichbehandlung verheirateter 

Elternteile gegenüber unverheirateten Elternteilen im Hin-

blick auf die Familienversicherung nicht gegen den allge-

meinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) in Verbindung 

mit dem Grundrecht auf Ehe und Familie (Art. 6 Abs. 1 GG) 

verstößt. Die Ungleichbehandlung ist gerechtfertigt durch 

die Befugnis des Gesetzgebers, typisierende und pauscha-

lierende Regelungen zu treffen. Eine Ausschlussregelung, 

die sich in gleicher Versicherungs- und Einkommenskons-

tellation auch auf Partner einer eheähnlichen Lebensge-

meinschaft erstreckte, wäre für die Krankenkasse nicht 

handhabbar. Es würde eine faktisch nicht zu leistende 

Aufgabe darstellen, turnusmäßig zu prüfen, ob eine solche 

Lebensgemeinschaft - noch oder wieder - besteht. Diese 

Prüfung entfällt bei der Ehe, die ein rechtlich klar definierter 

und leicht nachweisbarer Tatbestand ist. Die gesetzliche 

Benachteiligung der verheirateten Elternteile durch Aus-

schluss der Kinder von der Familienversicherung ist hinzu-

nehmen, weil sie bei einer Gesamtbetrachtung der gesetz-

lichen Regelung nicht schlechter gestellt sind als Partner 

einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft. Während nämlich 

der Ehepartner, der Mitglied der gesetzlichen Krankenver-

sicherung ist, dem anderen Ehepartner, der dies nicht ist, 

beitragsfreien Versicherungsschutz in der gesetzlichen 

Krankenversicherung vermitteln kann, kommt diese Mög-

lichkeit den Partnern einer eheähnlichen Lebensgemein-

schaft nicht zugute. 

 

Rechtsstand: März 2012 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Straße 61, 

89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässi-

ger Partner in allen Beratungssituationen sein, sei 

es bei der Beantwortung von Spezialfragen oder auch bei 

der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  

 

 
 


